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Lfd.Nr. 29 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Ge-

meinde Senden für das Haushaltsjahr 2019 
 
 
 
 
 
1. Haushaltssatzung 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), in 
der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Gemeinde Senden mit Beschluss 
vom 21.03.2019 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019, der die für die Erfüllung der Auf-
gaben der Gemeinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Auf-
wendungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen 
und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 46.666.500 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 46.311.400 € 
 
im Finanzplan mit 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 43.072.900 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit auf 45.104.500 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 11.936.200 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 16.557.200 € 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 2.486.400 € 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 87.800 € 
 
festgesetzt. 
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§ 2 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, 
wird auf 2.311.500 € festgesetzt. (Hinweis: 311.500 € aus dem Landesprogramm 

Gute Schule 2020) 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 
 

§ 5 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genom-
men werden dürfen, wird auf 
 1.250.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern wurden durch die Satzung über die 
Steuerhebesätze der Gemeinde Senden (Hebesatzsatzung) für das Haushalts-
jahr 2013 vom 14.12.2012 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 260 v.H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 460 v.H. 

2. Gewerbesteuer auf 430 v.H. 
 
[Anmerkung: Aufgrund des Erlasses einer Hebesatzsatzung haben die hier an-

gegebenen Hebesätze lediglich deklaratorische Bedeutung. Die Hebesatzsat-

zung für das Haushaltsjahr 2013 ist weiterhin bestandskräftig.] 

 
§ 7 

(entfällt) 
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§ 8 
1. Alle Erträge und Aufwendungen sowie Einzahlungen und Auszahlungen in 

Teilplänen, die von derselben verantwortlichen Organisationseinheit bewirt-
schaftet werden, bilden ein Budget. Das gleiche gilt für Ein- und Auszahlungen 
für Investitionen (§ 21 GemHVO). 

 
2. Zwischen den Budgets einer Organisationseinheit erhöhen Mehrerträge die 

Ermächtigungen für Aufwendungen. Das gleiche gilt für Ein- und Auszahlun-
gen für Investitionen (§ 21 II GemHVO). 

 
3. Die Organisationseinheiten haben sicherzustellen, dass die Bewirtschaftung 

ihrer Budgets nicht zu einer Verschlechterung des Zahlungsmittelsaldos aus 
laufender Verwaltungstätigkeit führt. 

 
4. Unabhängig von der Bewirtschaftung der Budgets sind zweckgebundene Er-

träge und Einzahlungen zweckentsprechend zu verwenden. 
 
5. Unabhängig von den Budgets in den Teilplänen werden folgende Erträge und 

Aufwendungen zu einem Budget zusammengefasst: 
 

Personal 
� Erträge aus Kostenerstattungen für Personalaufwendungen 
� Personalaufwendungen und 
� Versorgungsaufwendungen. 

 
Unterhaltung 
� Aufwendungen für die Unterhaltung der Grundstücke und baulichen Anla-

gen (Kontengruppe 5215) und 
� Aufwendungen für die Unterhaltung des unbeweglichen Vermögens (Kon-

tengruppe 5216). 
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6. Übertragbarkeit 
In Anwendung des § 22 Abs. 1 Satz 2 GemHVO wird für die Ermächtigungs-
übertragung folgende Regelung getroffen: 

a) Ermächtigungen für Aufwendungen und Auszahlungen können bei 
vorhandener Deckung nur mit Zustimmung des Bürgermeisters maxi-
mal bis zur Höhe des jeweiligen Haushaltsansatzes übertragen wer-
den. Stimmt der Bürgermeister der Übertragung zu, bleiben die Auf-
wands- und Auszahlungsermächtigungen bis zum Ende des folgenden 
Haushaltsjahres verfügbar. 

b) Auszahlungsermächtigungen für Investitionen sind grundsätzlich bis 
zur Höhe des jeweiligen Haushaltsansatzes übertragbar. Sie bleiben 
bis zur Fälligkeit der letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar; bei 
Baumaßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch zwei Jahre 
nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem der Vermögensgegenstand 
in seinen wesentlichen Teilen in Benutzung genommen werden kann. 
Werden Investitionsmaßnahmen im Haushaltsjahr nicht begonnen, 
bleiben die Ermächtigungen bis zum Ende des zweiten dem Haus-
haltsjahr folgenden Jahr verfügbar. 

 
Im Übrigen gelten für Ermächtigungsübertragungen die Bestimmungen des § 
22 Abs. 2 bis 4 GemHVO. 

 
§ 9 

1. Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
 
Überplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen im Sinne des § 83 Abs. 2 
GO NRW sind unerheblich, wenn die Überschreitung des Ansatzes einer einzel-
nen Zeile je Teilergebnis- bzw. Teilfinanzplan und Produktebene nicht mehr als 
10 % beträgt. Unabhängig hiervon sind über- und außerplanmäßige Aufwendun-
gen und Auszahlungen bis einschließlich 50.000 Euro je Zeile im jeweiligen Teil-
ergebnis- bzw. Teilfinanzplan auf Produktebene unerheblich. 
 
Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, die aus internen 
Leistungsbeziehungen und bilanziellen Abschreibungen entstehen, die zur Erfül-
lung gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen geleistet werden müssen 
oder als außerordentlich einzustufen sind, gelten in jedem Fall als unerheblich. 
 
2. Rückstellungen 
 
Rückstellungen sind nach § 36 Abs. 4 und 5 GemHVO NRW im Einzelfall ab 
2.000 Euro zu bilden. 
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3. Rechnungsabgrenzungsposten 
 
Die Geringfügigkeitsgrenze für Rechnungsabgrenzungsposten wird auf 5.000 
Euro im Einzelfall festgesetzt. 
 
Auch wenn im Einzelfall die Wertgrenze unterschritten wird, ist dennoch eine Ab-
grenzung vorzunehmen, wenn die Gesamtsumme des abzugrenzenden Betrages 
in ähnlichen oder gleich gelagerten Sachverhalten den Betrag von 50.000 Euro 
überschreitet.  
 
 
 
 
48308 Senden, 21.03.2019 
 
 
 
 
 
gez.       gez. 
 
Täger       Gilleßen 
(Bürgermeister)     (Schriftführer) 
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Bekanntmachungsanordnung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung der Gemeinde Senden für das Haushalts-
jahr 2019 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gem. § 80 Abs. 5 GO NW dem Land-
rat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in Coesfeld mit Schreiben vom 
22.03.2019 angezeigt worden. 
 
Der Kreis Coesfeld hat mit Verfügung vom 17.04.2019 mitgeteilt, dass Bedenken 
gegen die Festsetzung der Haushaltssatzung 2019 und des Haushaltsplanes 
nicht geltend gemacht werden. 
 
Die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2019 mit ihren Anlagen liegt ab dem 
Zeitpunkt dieser Bekanntmachung gem. § 80 Abs. 6 GO NRW bis zum Ende der 
Auslegung des Jahresabschlusses gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW im Rathaus, 
Münsterstr. 30, Zimmer 213 und 215, während der allgemeinen Dienstzeiten zur 
Einsichtnahme aus. 
 
Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) vom 
14.07.1994 (GV NW S. 666/SGV NRW 2023), in der zum Zeitpunkt des Ratsbe-
schlusses gültigen Fassung, beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-
verfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
 
48308 Senden, 17.04.2019 
 
Der Bürgermeister 

 
Täger 


